
Haushaltssatzung 
 
Aufgrund der §§ 94 ff. der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.12.2011 (GVBl. I S. 840), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 16.12.2011 (GVBl. I S. 786), hat die Stadtverordnetenversammlung am 13. 
Februar 2014 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 

 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014 wird 
 
im Ergebnishaushalt 
 
im ordentlichen Ergebnis 
mit dem Gesamtbetrag der Erträge auf     33.163.745,00 Euro 
mit dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf   38.220.980,00 Euro 
mit einem Saldo von      - 5.057.235,00 Euro 
 
im außerordentlichen Ergebnis  
mit dem Gesamtbetrag der Erträge auf           77.899,00 Euro 
mit dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf                   0,00 Euro 
mit einem Saldo von             77.899,00 Euro 
 
mit einem Fehlbedarf von      - 4.979.336,00 Euro 
 
 
im Finanzhaushalt 
 
mit dem Saldo aus den Einzahlungen und Auszahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf     - 3.912.480,00 Euro 
 
und dem Gesamtbetrag der 
 
Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf      1.076.000,00 Euro 
Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf      1.457.860,00 Euro 
mit einem Saldo von          - 381.860,00 Euro 
 
Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf         381.860,00 Euro 
Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf         600.000,00 Euro 
mit einem Saldo von          - 218.140,00 Euro 
 
mit einem Finanzmittelfehlbedarf des Haushaltsjahres von  - 4.512.480,00 Euro 
festgesetzt. 
 
 

 
 
 
 



§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme im Haushaltsjahr 2014 zur 
Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen im 
Finanzhaushalt erforderlich ist, wird auf 435.860,00 Euro festgesetzt. 
 
 
                                                                § 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Ausgaben in 
künftigen Jahren für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 
1.525.000,00 EUR festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Haushaltsjahr 2014 zur rechtzeitigen 
Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
32.000.000,00 Euro festgesetzt. 
 

§ 5 
 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2014 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) auf  430 v. H. 
 b) für Grundstücke (Grundsteuer B) auf     360 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer auf        390 v. H. 
 

§ 6 
 
 

Es gilt der von der Stadtverordnetenversammlung als Teil des Haushaltsplans 
beschlossene Stellenplan. 
 
Es gilt eine generelle sechsmonatige Stellenbesetzungssperre; über Ausnahmen 
entscheidet die Stadtverordnetenversammlung im Einzelfall.  
Ausgenommen von der generellen Stellenbesetzungssperre sind Stellen in den 
Kindertagesstätten. 
 
 

§ 7 
 

Zuständigkeitsregelung für die Genehmigung von über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 100 der Hessischen Gemeindeordnung 
(HGO) in Verbindung mit  §§ 19 und 20 der Verordnung über die Aufstellung und 
Ausführung des Haushaltsplan der Gemeinden mit doppelter Buchführung 
(GemHVO):  

 
 



1. Alle zahlungswirksamen Mehrerträge erhöhen die Ansätze für Aufwendungen 
innerhalb des Produkts, in dem sie entstehen. Zahlungswirksame Mindererträge 
vermindern die Ansätze für Aufwendungen entsprechend. Ausgenommen hiervon ist 
der Produktbereich 16 (Allgemeine Finanzwirtschaft), sowie die Verfügungsmittel des 
Bürgermeisters und die Mittel für die Fraktionen im Produkt 111-100. 
 
2. Höhere Einzahlungen aus Investitionstätigkeiten erhöhen die Ansätze für die im 
Haushalt veranschlagten Investitionsauszahlungen innerhalb eines Produkts. 
 
3. Die im Teilhaushalt geplante Summe der Investitionsauszahlungen dient zur 
Deckung aller Investitionen innerhalb eines Produktes. 
 
4. Einsparungen im Teilergebnishaushalt können zur Deckung von Investitionen 
übertragen werden. 
 
5. Mehraufwendungen nach Punkt 1 und erhöhte Investitionsauszahlungen nach 
Punkt 2 bis 4 sind keine überplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen. 
 
6. Alle Teilergebnishaushalte innerhalb eines Produktbereiches werden als 
gegenseitig deckungsfähig erklärt. Bei Überschreitungen hat der „Verursacher“ die 
schriftliche Zustimmung des beteiligten Produktverantwortlichens einzuholen. 
 
7. Die Zustimmung der Stadtverordnetenversammlung zu überplanmäßigen und 
außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen ist erforderlich, wenn 
 

a) sich der Fehlbedarf eines Produktes gegenüber dem geplanten 
Jahresergebnis um mehr als 20 % oder mehr als 10.000 Euro erhöht. 
 
b) sich der Finanzmittelfehlbetrag aus geplanter Investitionstätigkeit in einem 
Produkt um mehr als 10.000 Euro erhöht. 
 
c) es sich um Aufwendungen für neue oder veränderte Leistungen in einem 
Produkt handelt, die sich auf Folgejahre auswirken. 
 
d) Auszahlungen für nicht veranschlagte Investitionen oder 
Investitionsförderungsmaßnahmen geleistet werden sollen. Ausgenommen 
sind Beträge unter 5.000 Euro. 
 

8. Die Zustimmung des Magistrats zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Auszahlungen ist erforderlich, wenn 
 

a) sich der Fehlbedarf eines Produkts gegenüber dem geplanten 
Jahresergebnis um mehr als 10 % oder mehr als 5.000 Euro erhöht. 
 
b) sich der Finanzmittelfehlbetrag aus Investitionstätigkeit in einem Produkt um 
mehr als 5.000 Euro erhöht. 
 
c) Auszahlungen für nicht veranschlagte Investitionen oder 
Investitionsförderungsmaßnahmen geleistet werden sollen und diese 
Auszahlungen 2.500 Euro übersteigen. 
 



9. Bei allen übrigen überplanmäßigen und außerplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen entscheidet der Bürgermeister. 

 
10. Die Personal- und Versorgungsaufwendungen sind über den kompletten 
Haushalt gegenseitig deckungsfähig. 
 
 
 
Riedstadt, den 13.02.2014    _______________________ 
          Werner Amend  
        Bürgermeister 


